
 
Genehmigungsbehörde 

 

Gemeinde Kammeltal 
Ettenbeuren 
Burgauer Str. 12 
89358 Kammeltal 
 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

  

Veranstaltungsanzeige (Art. 19 Abs. 1 LStVG) 

 
 

 Erlaubnisbedürftige Veranstaltungen 

 (Art. 19 Abs. 3 LStVG) 
 

Antrag eines vorübergehenden Gaststätten-
betriebes 
 

Datum 
ggf. Ersatztermin 

Uhrzeit von – bis Veranstaltungsort  
(Straße, Ortsteil)  

Fl.-Nr., Gemarkung  
(siehe Lageplan) 

 

      
 

 
      

 
      

 
      

 

      
 
 

 
      

 
      

 

 
      

 
Eigentümer des Veranstaltungsgrundstücks: 
Eine Überlassungs- bzw. Einverständniserklärung ist vorzulegen. 

 
      
Aufbau ab (Datum und Uhrzeit) 

 
      
 

Abbau (Datum und Uhrzeit) 
 

      
 

Veranstaltung in geschlossenen Räumen 
 

  Ja                Nein 
 

Veranstaltung auf Freiflächen: 
 

  Ja                  Nein 
 

Entfernung zur nächstgelegenen Bebauung in Meter: 

      
 

Art der Bebauung: 

      
 

Raumgröße 
      
 

Wird ein Zelt  
aufgestellt? 

 Ja    Nein 

Zeltgröße in Meter x Meter 
      

Im Zelt zugelassene 

Personenzahl:       
 

Wird eine Bühne aufgestellt? 
   Ja                              Nein 
Gesamthöhe,  
Höhe Bühnenboden angeben! 

Wenn ja wie groß? 

      
Prüfbuch vorhanden? 

 Ja                  Nein 
Bei Zelten ab 75 m² sowie bei Bühnen mit mehr 
als 100 m² oder ab 5 m Höhe oder ab 1,5 m 
Fußbodenhöhe-Landratsamt kontaktieren! 

Sonstige Aufbauten: 

      

Aufstellung von Tischen  
und Bänken: 
 
   Ja             Nein 
  

Anzahl der 
aufgestellten 
Garnituren?  
 

      
 

Erwartete Besucherzahl: 

Gleichzeitig                                     gesamt:       

anwesend:        
Maßnahmen zur Einhaltung der maximal zulässigen Besucherzahl: 

      

Name der Veranstaltung 
      
 

Name des Veranstalters (Verein o. Ä.) 
      
 

Gesetzl. Vertreter des Veranstalters 
      
 

Geburtsdatum 
      
 

Geburtsort 
      
 

Wohnanschrift 
      
 

Verantwortliche Person vor Ort (Name, Vorname, Geburtsdatum/-ort, Mobilnummer) 
      
 



 
Veranstaltung fand früher bereits statt: 
   Ja             Nein 
 

Wenn ja, wann?       
 
 

Toiletten: 
 

Werden aufgestellt in Form       
. 

Nicht nötig, weil       
  
         

Werden Speisen und Getränke abgegeben? 
   Ja                                Nein 
 
Sortimentsliste beilegen 
 

Wird eine Getränkeschankanlage eingesetzt? 
  Ja                             Nein 

 
Wird Gas zu Heiz- oder Kochzwecken verwendet? 

  Ja                             Nein 
 

Werden alkoholische Getränke abgegeben? 
 

  Ja                            Nein 
 
Sortimentsliste beilegen 
 

Falls ja, erfolgt die Abgabe 
     Kostenlos 
 
     zum Selbstkostenpreis (Preisliste beifügen)  
 
     über Selbstkostenpreis  
 

Musik: 
 

  Ja             Nein 
 

Art: 
Live-Musik     
 
Musikanlage  

 
mit Verstärker     
 
ohne Verstärker  

Musikende: 

      

Mit der Übermittlung personenbezogener Daten (z. B. Zusendung der Erlaubnis) per E-Mail bin ich einverstanden. (Falls nein, bitte oben Fax-Nr. angeben.)  
 

  Ja             Nein        
 
Es wird verwiesen auf die Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). 

 

Sanitätsdienstliche Absicherung:  
 
Erfolgt durch:  Veranstalter selbst, Verantwortliche Personen:       

                               Anzahl und Qualifikation der Helfer:       

 

                           Rettungsorganisation: Name der Organisation                     , Nachweis ist beizulegen 

 

Brandsicherheitswache gemeindlicher Feuerwehren: 
 
      
Name der Feuerwehr, Anzahl der Kräfte 

Sicherheitsdienstliche Absicherung: 
 

 Ja, Firma:        
Nachweis der Firma ist beizulegen 

 

 Nein: Verantwortliche Personen des Veranstalters:       

 

Jugendschutz: 
Maßnahmen zum Jugendschutz (z.B. Einlasskontrollen, Armbänder, usw.) 
 

      

 

Verkehrsrechtliche Absicherung: 
 
Hat die Veranstaltung Auswirkungen auf den Straßenverkehr? 
 

  Ja                                                                                      Nein 
Wenn ja, gesonderter Antrag notwendig! 
 
 
____________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
Betroffene Straße, Art der Auswirkungen 

 

 
 
 
 
 



 
Folgende Anlagen sind dem Antrag beizulegen, sofern sie für die Veranstaltung zutreffen  
(Abstimmung mit Gemeinde): 

- Programm/Ablaufplan 
- Sicherheitskonzept incl. Rettungswege 
- Verkehrskonzept 
- Parkraumkonzept inkl. Beschilderungsplan 
- Toilettenplan 
- Getränkeliste 
- Speisenliste 
- Nachweis Haftpflichtversicherung  
- Personalien sowie Erreichbarkeit des Jugendschutz- und Lärmbeauftragten 

Ort, Datum, Unterschrift des Veranstalters, bei Vereinen dessen Beauftragter 

 
 
Kammeltal, den __________________                 ____________________________________ 
                                                                                                                                                Unterschrift 

 
 
I. Antragsteller 
II. In Abdruck: PI Burgau, LRA GZ 
III. zum Akt  

 



Weitere Auflagen: 
1. Es sind alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um eine Störung der Nachtruhe, insbesondere der Hausbewohner und der Nachbarschaft, zu vermeiden. 
2. Die für bestimmte Tage (z. B. für den Volkstrauertrag und für die Adventszeit) gesetzlich oder durch die Gemeinde angeordneten Beschränkungen öffentlicher und 

sonstiger Vergnügungen sind zu beachten. 
3. Bei Tanzveranstaltungen sind die hierfür geltenden Bestimmungen des Gesetzes über den Schutz der Sonn- und Feiertage (BayRS 1131-3-l) einzuhalten. 

4. Die Arbeitsschutzbestimmungen, insbesondere die Vorschriften über die Arbeitszeit des Personals, sind zu beachten. 
5. Die Eingänge und Ausgänge des Lokals sind bis zum Weggehen des letzten Gasten unversperrt und ausreichend beleuchtet zu halten. 
6. Die Bestimmungen über den Schutz Jugendlicher sind einzuhalten (Auszug aus dem Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit siehe unten). 
7. Zur Verhütung von Gefahren sowie zum Schutz vor erheblichen Nachteilen oder Belästigungen können nachträglich jederzeit Anordnungen für den Einzelfall 

getroffen werden. Reichen Anordnungen nicht aus, kann die Veranstaltung untersagt werden (Art. 19 Abs. 4 und 5 LStVG). 
8. Die in den jeweiligen raumbezogenen Erlaubnisbescheiden (Gaststättenerlaubnis, Baugenehmigung, Versammlungsstättenerlaubnis) enthaltenen sicherheits- und 

ordnungsrechtlichen Auflagen sind genauestens zu beachten und einzuhalten. Dies gilt insbesondere für die Vorschriften zur Sicherung des Ruhebedürfnisses der 
Bevölkerung und der Nachbarschaft sowie des vorbeugenden Brandschutzes. 

 

Auszug aus dem Jugendschutzgesetz (JuSchG) 
vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt geändert am 06.05.2024 
 

§ 1 Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes 
1.sind Kinder Personen, die noch nicht 14 Jahre alt sind, 
2. sind Jugendliche Personen, die 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind, 
3. ist personensorgeberechtigte Person, wem allein oder gemeinsam mit einer anderen Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Personensorge zusteht, 
4. ist erziehungsbeauftragte Person, jede Person über 18 Jahren, soweit sie auf Dauer oder zeitweise aufgrund einer Vereinbarung mit der personensorgeberechtigten Person Erziehungsaufgaben 
wahrnimmt oder soweit sie ein Kind oder eine jugendliche Person im Rahmen der Ausbildung oder der Jugendhilfe betreut. (1a) Medien im Sinne dieses Gesetzes sind Trägermedien und digitale Dienste 
sowie abgrenzbare Inhalte innerhalb eines digitalen Dienstes im Sinne einer Bewertungseinheit. (2) Trägermedien im Sinne dieses Gesetzes sind Medien mit Texten, Bildern oder Tönen auf 
gegenständlichen Trägern, die zur Weitergabe geeignet, zur unmittelbaren Wahrnehmung bestimmt oder in einem Vorführ- oder Spielgerät eingebaut sind. Dem gegenständlichen Verbreiten, Überlassen, 
Anbieten oder Zugänglichmachen von Trägermedien steht das elektronische Verbreiten, Überlassen, Anbieten oder Zugänglichmachen gleich, soweit es sich nicht um Rundfunk im Sinne des § 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages handelt. (3) Digitale Dienste im Sinne dieses Gesetzes sind digitale Dienste nach § 1 Absatz 4 Nummer 1 des Digitale-Dienste-Gesetzes. (4) Versandhandel im Sinne dieses 
Gesetzes ist jedes entgeltliche Geschäft, das im Wege der Bestellung und Übersendung einer Ware durch Postversand oder elektronischen Versand ohne persönlichen Kontakt zwischen Lieferant und 
Besteller oder ohne dass durch technische oder sonstige Vorkehrungen sichergestellt ist, dass kein Versand an Kinder und Jugendliche erfolgt, vollzogen wird. (5) Die Vorschriften der §§ 2 bis 14 dieses 
Gesetzes gelten nicht für verheiratete Jugendliche. (6) Diensteanbieter im Sinne dieses Gesetzes sind Diensteanbieter nach dem Digitale-Dienste-Gesetz in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 2 Prüfungs- und Nachweispflicht 
(1) Soweit es nach diesem Gesetz auf die Begleitung durch eine erziehungsbeauftragte Person ankommt, haben die in § 1 Abs. 1 Nr. 4 genannten Personen ihre Berechtigung auf Verlangen darzulegen. 
Veranstalter und Gewerbetreibende haben in Zweifelsfällen die Berechtigung zu überprüfen. 
(2) Personen, bei denen nach diesem Gesetz Altersgrenzen zu beachten sind, haben ihr Lebensalter auf Verlangen in geeigneter Weise nachzuweisen. Veranstalter und Gewerbetreibende haben in 
Zweifelsfällen das Lebensalter zu überprüfen.  

§ 4 Gaststätten 
(1) Der Aufenthalt in Gaststätten darf Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren nur gestattet werden, wenn eine personensorgeberechtigte oder erziehungsbeauftragte Person sie begleitet oder wenn sie in 
der Zeit zwischen 5 Uhr und 23 Uhr eine Mahlzeit oder ein Getränk einnehmen. Jugendlichen ab 16 Jahren darf der Aufenthalt in Gaststätten ohne Begleitung einer personensorgeberechtigten oder 
erziehungsbeauftragten Person in der Zeit von 24 Uhr und 5 Uhr morgens nicht gestattet werden. 
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn Kinder oder Jugendliche an einer Veranstaltung eines anerkannten Trägers der Jugendhilfe teilnehmen oder sich auf Reisen befinden. 
(3) Der Aufenthalt in Gaststätten, die als Nachtbar oder Nachtclub geführt werden, und in vergleichbaren Vergnügungsbetrieben darf Kindern und Jugendlichen nicht gestattet werden. 
(4) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von Absatz 1 genehmigen.  

§ 5 Tanzveranstaltungen 
(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Tanzveranstaltungen ohne Begleitung einer personensorgeberechtigten oder erziehungsbeauftragten Person darf Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren nicht und 
Jugendlichen ab 16 Jahren längstens bis 24 Uhr gestattet werden. 
(2) Abweichend von Absatz 1 darf die Anwesenheit Kindern bis 22 Uhr und Jugendlichen unter 16 Jahren bis 24 Uhr gestattet werden, wenn die Tanzveranstaltung von einem anerkannten Träger der 
Jugendhilfe durchgeführt wird oder der künstlerischen Betätigung oder der Brauchtumspflege dient. 
(3) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen genehmigen.  

§ 6 Spielhallen, Glücksspiele 
(1) Die Anwesenheit in öffentlichen Spielhallen oder ähnlichen vorwiegend dem Spielbetrieb dienenden Räumen darf Kindern und Jugendlichen nicht gestattet werden. 
(2) Die Teilnahme an Spielen mit Gewinnmöglichkeit in der Öffentlichkeit darf Kindern und Jugendlichen nur auf Volksfesten, Schützenfesten, Jahrmärkten, Spezialmärkten oder ähnlichen Veranstaltungen 
und nur unter der Voraussetzung gestattet werden, dass der Gewinn in Waren von geringem Wert besteht.   

§ 7 Jugendgefährdende Veranstaltungen und Betriebe 
Geht von einer öffentlichen Veranstaltung oder einem Gewerbebetrieb eine Gefährdung für das körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kindern oder Jugendlichen aus, so kann die zuständige 
Behörde anordnen, dass der Veranstalter oder Gewerbetreibende Kindern und Jugendlichen die Anwesenheit nicht gestatten darf. Die Anordnung kann Altersbegrenzungen, Zeitbegrenzungen oder andere 
Auflagen enthalten, wenn dadurch die Gefährdung ausgeschlossen oder wesentlich gemindert wird.  

§ 8 Jugendgefährdende Orte 
Hält sich ein Kind oder eine jugendliche Person an einem Ort auf, an dem ihm oder ihr eine unmittelbare Gefahr für das körperliche, geistige oder seelische Wohl droht, so hat die zuständige Behörde oder 
Stelle die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Wenn nötig, hat sie das Kind oder die jugendliche Person  
1.zum Verlassen des Ortes anzuhalten, 
2.der erziehungsberechtigten Person im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuzuführen oder, wenn keine erziehungsberechtigte Person erreichbar ist, in die Obhut des 
Jugendamtes zu bringen. 
In schwierigen Fällen hat die zuständige Behörde oder Stelle das Jugendamt über den jugendgefährdenden Ort zu unterrichten.   

§ 9 Alkoholische Getränke 
(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in der Öffentlichkeit dürfen  
1. Bier, Wein, weinähnliche Getränke oder Schaumwein oder Mischungen von Bier, Wein, weinähnlichen Getränken oder Schaumwein mit  nichtalkoholischen Getränken an Kinder und Jugendliche unter 16 
Jahren,  
2. andere alkoholische Getränke oder Lebensmittel, die andere alkoholische Getränke in nicht nur geringfügiger Menge enthalten, an Kinder und Jugendliche 
weder abgegeben noch darf ihnen der Verzehr gestattet werden. 
(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt nicht, wenn Jugendliche von einer personensorgeberechtigten Person begleitet werden. 
(3) In der Öffentlichkeit dürfen alkoholische Getränke nicht in Automaten angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat  
1. an einem für Kinder und Jugendliche unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder 
2. in einem gewerblich genutzten Raum aufgestellt und durch technische Vorrichtungen oder durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, dass Kinder und Jugendliche alkoholische Getränke nicht entnehmen 
können. § 20 Nr. 1 des Gaststättengesetzes bleibt unberührt. 
(4) Alkoholhaltige Süßgetränke im Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 des Alkopopsteuergesetzes dürfen gewerbsmäßig nur mit dem Hinweis "Abgabe an Personen unter 18 Jahren verboten, § 9 
Jugendschutzgesetz" in den Verkehr gebracht werden. Dieser Hinweis ist auf der Fertigpackung in der gleichen Schriftart und in der gleichen Größe und Farbe wie die Marken- oder Phantasienamen oder, 
soweit nicht vorhanden, wie die Verkehrsbezeichnung zu halten und bei Flaschen auf dem Frontetikett anzubringen.  

§ 10 Rauchen in der Öffentlichkeit, Tabakwaren 
(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse an Kinder oder Jugendliche weder abgegeben noch darf 
ihnen das Rauchen oder der Konsum nikotinhaltiger Produkte gestattet werden. 
(2) In der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse nicht in Automaten angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat  
1. an einem Kindern und Jugendlichen unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder 
2. durch technische Vorrichtungen oder durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, dass Kinder und Jugendliche Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse nicht entnehmen 
können. 
(3) Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse dürfen Kindern und Jugendlichen weder im Versandhandel angeboten noch an Kinder und Jugendliche im Wege des 
Versandhandels abgegeben werden. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für nikotinfreie Erzeugnisse, wie elektronische Zigaretten oder elektronische Shishas, in denen Flüssigkeit durch ein elektronisches Heizelement verdampft und die 
entstehenden Aerosole mit dem Mund eingeatmet werden, sowie für deren Behältnisse.  

§ 28 Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter oder Gewerbetreibender vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 3 Abs. 1 die für seine Betriebseinrichtung oder Veranstaltung geltenden Vorschriften nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bekannt macht, 



2. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 eine Kennzeichnung verwendet, 
3. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 2 einen Hinweis nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig gibt, 
4. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 3 einen Hinweis gibt, einen Film oder ein Spielprogramm ankündigt oder für einen Film oder ein Spielprogramm wirbt, 
5. entgegen § 4 Abs. 1 oder 3 einem Kind oder einer jugendlichen Person den Aufenthalt in einer Gaststätte gestattet,  
6. entgegen § 5 Abs. 1 einem Kind oder einer jugendlichen Person die Anwesenheit bei einer öffentlichen Tanzveranstaltung gestat tet, 
7. entgegen § 6 Abs. 1 einem Kind oder einer jugendlichen Person die Anwesenheit in einer öffentlichen Spielhalle oder einem dor t genannten Raum gestattet, 
8. entgegen § 6 Abs. 2 einem Kind oder einer jugendlichen Person die Teilnahme an einem Spiel mit Gewinnmöglichkeit gestattet,  
9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 7 Satz 1 zuwiderhandelt, 
10. entgegen § 9 Abs. 1 ein alkoholisches Getränk an ein Kind oder eine jugendliche Person abgibt oder ihm oder ihr den Verzehr gestattet, 
11. entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 ein alkoholisches Getränk in einem Automaten anbietet, 
11a. entgegen § 9 Abs. 4 alkoholhaltige Süßgetränke in den Verkehr bringt, 
12. entgegen § 10 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4, ein dort genanntes Produkt an ein Kind oder eine jugendliche Person abgibt oder einem Kind oder einer jugendlichen Person das Rauchen 
oder den Konsum gestattet, 
13. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, ein dort genanntes Produkt anbietet oder abgibt, 
14. entgegen § 11 Abs. 1 oder 3, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 4 Satz 2, einem Kind oder einer jugendlichen Person die Anwesenheit bei einer öffentlichen Filmveranstaltung, einem Werbevorspann 
oder einem Beiprogramm gestattet, 
14a. entgegen § 11 Absatz 5 oder 6 einen Werbefilm oder ein Werbeprogramm vorführt, 
15. entgegen § 12 Abs. 1 einem Kind oder einer jugendlichen Person einen Bildträger zugänglich macht, 
16. entgegen § 12 Abs. 3 Nr. 2 einen Bildträger anbietet oder überlässt, 
17. entgegen § 12 Abs. 4 oder § 13 Abs. 2 einen Automaten oder ein Bildschirmspielgerät aufstellt, 
18. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 einen Bildträger vertreibt, 
19. entgegen § 13 Abs. 1 einem Kind oder einer jugendlichen Person das Spielen an Bildschirmspielgeräten gestattet oder  
20. entgegen § 15 Abs. 6 einen Hinweis nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig gibt. 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer als Anbieter vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 12 Abs. 2 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit Abs. 5 Satz 3 oder § 13 Abs. 3, einen Hinweis nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise gibt, 
2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 12 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1, auch in Verbindung mit Abs. 5 Satz 3 oder § 13 Abs. 3, oder nach § 14 Abs. 7 Satz 3 zuwiderhandelt, 
3. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 2 einen Hinweis nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig anbringt oder 
4. entgegen § 14 Abs. 7 Satz 1 einen Film oder ein Spielprogramm mit "Infoprogramm" oder "Lehrprogramm" kennzeichnet.  
(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 12 Abs. 2 Satz 4 einen Hinweis nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise gibt,  
2. entgegen § 14a Absatz 1 Satz 2 einen Film oder ein Spielprogramm bereithält, 
3. entgegen § 24 Abs. 5 Satz 2 eine Mitteilung verwendet oder 
4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 24b Absatz 4 Satz 1 zuwiderhandelt. 
(4) Ordnungswidrig handelt, wer als Person über 18 Jahren ein Verhalten eines Kindes oder einer jugendlichen Person herbeiführt oder fördert, das durch ein in Absatz 1 Nr. 5 bis 8, 10, 12, 14 bis 16 oder 
19 oder in § 27 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichnetes oder in § 12 Abs. 3 Nr. 1 enthaltenes Verbot oder durch eine vollziehbare Anordnung nach § 7 Satz 1 verhindert werden soll. Hinsichtlich des Verbots in § 12 
Abs. 3 Nr. 1 gilt dies nicht für die personensorgeberechtigte Person und für eine Person, die im Einverständnis mit der personensorgeberechtigten Person handelt. 
(5) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 3 Nummer 4 mit einer Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro und in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden. § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist für die Fälle des Absatzes 3 Nummer 4 anzuwenden.  
(6) In den Fällen des Absatzes 3 Nummer 2 und 4 kann die Ordnungswidrigkeit auch dann geahndet werden, wenn sie nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes begangen wird. 
(7) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 3 Nummer 2 und 4 die Bundeszentrale für Kinder- und 
Jugendmedienschutz. 
 


